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Neues Jahr – 
gleiche 
Themen
Liebe Kolleginnen  
und Kollegen,

wenn Sie unser Magazin in den Händen 
halten, ist von dem neuen Jahr bereits ein 
Zwölftel vergangen. Und es ist so, als hät-
te die Atempause an Weihnachten und 
zwischen den Jahren nie stattgefunden.

Willkommen also im Alltag.

Für den Verband der Beamten der Bun-
deswehr e.V. (VBB) sind die nächsten Mo-
nate angereichert mit Herausforderun-
gen. Alle unsere Aktivitäten werden 
überlagert durch die Personalratswahlen, 
die im Mai dieses Jahres stattfinden wer-
den. Wir haben auf den Aufruf zur Inter-

essenbekundung einer Mitarbeit in 
den Personalräten ein überwälti-
gendes, positives Echo erfahren. 
Allein für die aufzustellende Liste 
für den Hauptpersonalrat haben 
sich weit über hundert Kolleginnen 
und Kollegen gemeldet. Wir haben 
entschieden, alle Interessenten auf 
unsere VBB-Liste zu nehmen. In 
persönlichen Schreiben an die Kol-
leginnen und Kollegen haben wir 
um Verständnis dafür gebeten, 
dass natürlich nicht alle einen vor-
deren Platz für sich in Anspruch 
nehmen können. Aber ein jeder ist 
zur Mitarbeit aufgerufen, für jedes 
Mitwirken sind wir dankbar – egal 
an welcher Stelle. Jeder ist wichtig. 
Die Schulungen für die Mitglieder 
von Wahlvorständen haben begon-
nen. Mein herzlicher Dank gilt un-
seren jungen Pensionären Gerhard 
Burmeister, Wolfhard Engler und 
Rolf Heep, die mit all ihrem Wissen 
und ihrer Erfahrung diese Schulun-
gen durchführen. Auch hier ist die 
Resonanz groß. Die durch den 
 Bundesvorstand eingerichtete 
 Arbeitsgruppe „Personalratswah-
len“ hat bereits mehrmals getagt. 
Ihre Auf gabe ist die Koordinierung 
der Wahlen zu den Bezirks- und 
Gesamtpersonalräten sowie des 
Hauptpersonalrates. Mit tatkräfti-
ger Unterstützung durch die Ko-
ordinatoren Steffen Espig und 
Frank Bartz laufen die vorbereiten-
den Maßnahmen auf Hochtouren. 

Schon heute möchte ich Sie er-
muntern, sich aktiv an diesen Per-
sonalratswahlen zu beteiligen. 
Durch Ihre Stimmabgabe haben Sie 
Einfluss auf die Zusammensetzung 
der Personalräte. Sie werden ent-
scheiden, wer für Sie und Ihre Inte-
ressen eintreten soll.

3

V
e

rb
a

n
d

 d
e

r 
B

e
a

m
te

n
 d

e
r 

B
u

n
d

e
sw

e
h

r

vbb

> vbb magazin | Januar/Februar 2016



VBB im Gespräch mit dem Vorsitzenden 
des Verteidigungsausschusses,  
Wolfgang Hellmich, MdB
Die Probleme in der Bun-
deswehr haben sich durch 
den Jahreswechsel nicht 
erledigt, insofern führte 
der Bundesvorsitzende des 
Verbandes der Beamten 

der Bundeswehr e.V. (VBB), 
Wolfram Kamm, ein erstes 
Gespräch mit dem Vorsit-
zenden des Verteidigungs-
ausschusses, Wolfgang 
Hellmich.

Thema war unter anderen die 
Kopfstärke der Bundeswehr. 
In den Medien wurde gerade 
vor Weihnachten von unter-
schiedlicher Seite die Forde-
rung erhoben, die Umfangs-

zahlen bei der Statusgruppe 
der Soldaten anzuheben. Auf-
grund der zahlreichen Aus-
landseinsätze sowie infolge 
der Beteiligung der Bundes-
wehr im Rahmen der Flücht-

„Keine Reform der Reform“

Diese Aussage der Bundesmi-
nisterin der Verteidigung, Frau 
Dr. Ursula von der Leyen, klingt 
mir noch heute in den Ohren. 
Nun ist die deutsche Sprache 
allgemein für ihre  Vielfalt und 
ihren Vari antenreichtum be-
kannt. Für jedes Wort, jeden  
Begriff gibt es sprachliche Vari-
ationen – ein weites Feld für 
Sprach gourmets. Was zurzeit 
rund um die Nachwuchs-
gewinnung und das Bundes-
amt für Ausrüstung, Informati-
onstechnik und Nutzung der 
Bundeswehr (BAAINBw) läuft, 
nennt sich dann nicht mehr 
 Reform, sondern „Nachjustie-
rung“ oder „Evaluierung“. Ein 
Schelm, wer Böses dabei 
denkt. Das Ergebnis ist das 
Gleiche. Wenn es in das politi-
sche Kalkül passt, sind Aussa-
gen von gestern schnell verges-
sen. Da wird, wie im BAAINBw 
geschehen, um drei sogenann-
te „Leuchtturmprojekte“ her-
um eine neue Organisations-
struktur geschaffen, in der die 
besten Köpfe mitwirken sollen 
– die, die da sind, und die, die 
noch angeworben werden sol-
len. Nun sind ja organisatori-

sche Veränderungen per se 
nichts Schlechtes. Die Frage ist 
nur, wie das alles beim Empfän-
ger der Botschaften ankommt. 
Gerade in Koblenz war man in 
den vergangenen Jahren ja 
 einiges – und nicht immer 
 Gutes – gewohnt. Wer erinnert 
sich nicht an die nicht nur me-
diale Schelte um die Beschaf-
fungsvorgänge „G 36“ und das 
Transportflugzeug „A 400 M“?

Pauschal und undifferenziert 
ist damals auf die Beschäftig-
ten des BAAINBw eingedro-
schen worden – der Sünden-
bock war identifiziert. Schnelle 
Antworten aber selten zutref-
fend. So sollte sich niemand in 
der Leitung des Verteidigungs-
ministeriums wundern, wenn 
die Beschäftigten in Koblenz 
mehr als sensibel, fast Seismo-
grafen gleich, mittlerweile jede 
noch so feine Erschütterung in 
ihrem Arbeitsalltag wahrneh-
men. Es ist die vornehme 
Pflicht von Personalräten, ihre 
Aufgaben als gewählte Vertre-
ter der Beschäftigten in deren 
Interesse wahrzunehmen, 
sonst sind sie entbehrlich. 

Wenn – wie durch die Minis-
terin verkündet – die Bundes-
wehr zu einem der attraktivs-
ten Arbeitgeber deutschland- 
weit werden soll, dann gehö-
ren dazu unzweifelhaft starke 
und engagierte Personalräte. 
Der VBB unterstützt deshalb 
die Arbeit der Personalräte – 
nicht nur der in Koblenz. Es  
war ein positives  Signal, dass 
Staatssekretärin Dr. Suder ei-
nen Brief der Vorsit zenden  
der drei Personalräte beim 
BAAINBw an die Bundesminis-
terin der Verteidigung zum 
 Anlass genommen hat, das Ge-
spräch mit den Beschäftigten-
vertretern zu suchen. Der VBB 
steht an der Seite der Beschäf-
tigten in Koblenz und wir wer-
den den Prozess – wie gewohnt 
– konstruktiv und kritisch be-
gleiten.

Persönlich bin ich kein Freund 
sogenannter „neuer Medien“ 
wie Facebook. Und doch ist der 
Verband seit geraumer Zeit 
auch hier präsent. Die Nutzung 
dieser Plattform zur fast schon 
zeitaktuellen Weitergabe von 
Informationen und zum Dis-
kurs mit den Mitgliedern und 
Interessierten hat sich als un-

eingeschränkt richtig erwie-
sen. Die Zahl der sogenannten 
„Follower“ wächst wöchent -
lich und die eingestellten Arti-
kel und Berichte zu unseren 
verbandspolitischen Aktivitä-
ten werden zum Teil von weit 
mehr als 5 000 Menschen 
 gelesen. Wir sind Ihnen für Ihre 
Begleitung unserer Arbeit 
dankbar und betrachten Ihr 
 Interesse als Verpflichtung und 
Ansporn in unserer Arbeit. Also 
gehen Sie über die Internetsei-
te des VBB auf unsere Seite bei 
Facebook. Sie müssen kein Mit-
glied sein. Ich denke, ein Be-
such lohnt sich.

Der VBB – Die Interessenver-
tretung für Beamtinnen und 
Beamte in der Bundeswehr. 
Wir sind für Sie da.

Herzlichst

Ihr

Wolfram Kamm
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lingshilfe müsse der militäri-
sche Personalumfang nach 
oben korrigiert werden. Von 
den zivilen Kolleginnen und 
Kollegen, die neben den ange-
stammten Aufgaben eben-
falls zusätzliche Aufgaben bei 
der Bewältigung der Schutz 
suchenden Menschen über-
nommen haben, ihre Arbeit 
jedoch still und leise im Hin-
tergrund erledigen und seit 
Monaten doppelte und drei-
fache Arbeit leisten, ist wie 
immer keine Rede. Auch gab 
der VBB zu bedenken, dass 
eine Vielzahl von Soldatinnen 
und Soldaten mit Verwal-
tungsaufgaben betraut ist. 
Eine Rückführung zu den ori-
ginären soldatischen Auf-
gaben könnte sicherlich zur 
Entspannung beitragen. Nicht 
umsonst gibt es die grundge-
setzlich verankerte Trennung 
von den Streitkräften und der 
Bundeswehrverwaltung.

Der Vorsitzende des Verteidi-
gungsausschusses stimmte 
dem zu und erläuterte, dass 
eine Anfrage aus dem Parla-
ment, wie viele Soldatinnen 
und Soldaten im BMVg auf 
 zivilen Dienstposten sitzen, 
derzeit gar nicht beantwortet 
werden kann. Insofern soll es 
Anfang 2017 eine Evaluierung 
geben, der im Herbst 2017 dann 
eine entsprechende Personal-
strategie folgen soll. Wir sind 
gespannt auf das Ergebnis!

Weiteres Thema waren die 
derzeitigen Unruhen im 
BAAINBw – siehe hierzu auch 
unser Gespräch mit MdB 
 Siebert. MdB Hellmich sagte 
hierzu Sachaufklärung zu.

Da die Zeit nicht ausreichte, 
um alle Themen ausführlich  
zu erörtern, wurde vereinbart, 
das Gespräch zeitnah fortzu-
setzen. 

V
B

B

V
B

B

VBB thematisiert Probleme im BAAINBw 
mit Abgeordnetem Bernd Siebert

Als Ende 2012 das Bundesamt 
für Ausrüstung, Informations-
technik und Nutzung der Bun-
deswehr (BAAINBw) aus der 
Taufe gehoben wurde, war von 
Anfang an klar, dass es eine ge-
wisse Zeit dauern wird, ehe ein 
stabiler Ablauf hergestellt ist. 
Doch das Amt kommt einfach 
nicht zur Ruhe – erst die nega-
tive Presse im letzten Jahr, mit 
der die Kolleginnen und Kolle-
gen alleine dastanden, und 
nun die Nachjustierung, wo 
doch eine Reform der Reform 
seitens der Verteidigungsmi-
nisterin ausdrücklich nicht vor-
gesehen war.

Verständlich also, wenn die 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter verunsichert sind und 
sich ein gewisser Unmut breit-
macht – immerhin besteht das 
BAAINBw aus mehr als den 
drei Großprojekten. Auch lässt 

natürlich die Übertragung der 
Verantwortung dieser drei 
Großprojekte auf das BMVg 
viele Schlüsse zu, sodass die 
erneute Unruhe nachzuvollzie-
hen ist – zumal die Information 
hierzu auch nur über Umwege 
erfolgte.

Der Bundesvorsitzende des Ver-
bandes der Beamten der Bun-
deswehr e.V. (VBB), Wolfram 
Kamm, suchte in diesem Zu-
sammenhang das Gespräch 
mit dem Abgeordneten Bernd 
Siebert, um die Lage vor Ort dar-
zustellen und mit dem Abge-
ordneten zu diskutieren. MdB 
Siebert ist das BAAINBw, vor-
mals BWB, seit vielen Jahren 
gut bekannt, sodass wir hier 
einen sehr kompetenten An-
sprechpartner haben, der sich 
für die Belange der Kolleginnen 
und Kollegen im BAAINBw nun 
auch in Berlin einsetzen kann. 
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VBB-Mitglied in den Bundestag  
berufen – Bundesvorsitzender besucht  
MdB Petra Rode-Bosse
Der Bundesvorsitzende des Ver-
bandes der Beamten der Bun-
deswehr e.V. (VBB), Wolfram 
Kamm, nutzte seine erste Ber-
linreise in 2016 dazu, Frau MdB 
Petra Rode-Bosse an ihrer neu-
en Wirkungsstätte zu besuchen. 

Unser Mitglied war Ende Okto-
ber 2015 überraschend für den 
ausscheidenden Dirk Becker in 
den Deutschen Bundestag 
nachgerückt. Der VBB beglück-
wünschte die Kollegin zu ihrer 
neuen Aufgabe und wünschte 
ihr viel Erfolg. Auch machte der 
Bundesvorsitzende deutlich, 
dass es für die Kolleginnen und 
Kollegen in der Bundeswehr 

nur von Vorteil sein kann, 
wenn eine ehemalige Angehö-
rige der Bundeswehrverwal-
tung nun den Kolleginnen und 
Kollegen der SPD-Fraktion bei 
Fragen rund um die Bundes-
wehr mit entsprechendem 
 „Insider-/Fachwissen“ zur Ver-
fügung steht – ist die Bundes-
wehr doch mit dem Nebenher 
von Beamtinnen/Beamten, 
Soldatinnen/Soldaten und Ar-
beitnehmerinnen/Arbeitneh-
mern etwas Besonderes und 
daher mit den anderen Res-
sorts nicht vergleichbar.

Es wurde vereinbart, im 
 Gespräch zu bleiben. 

V
B

B

V
B

B

Informationen aus erster Hand:  
Der VBB im Gespräch mit dem 
Präsidenten des BAAINBw
Im Hinblick auf die aktuellen 
Entwicklungen im BAAINBw 
passte der seit Längerem ge-
plante Informationsaustausch 
hervorragend. Der Präsident 
des BAAINBw, Harald Stein, 
nahm sich die Zeit, dem Bun-
desvorsitzenden Kamm, dem 
stellvertretenden Bundesvor-
sitzenden Dr. Liesenhoff und 
dem Bereichsvorsitzenden IX 
Milles seine Standpunkte zu 
erläutern. Er beantwortete 
auch die Fragen des VBB zu 
Personal, Außendarstellung 
des Amtes, Organisation und 
der absehbaren Zukunft des 
BAAINBw.

Aus Sicht des VBB als Interes-
senvertretung für die Beamten 

der Bundeswehr ist erfreulich, 
dass auch dem mittleren und 
einfachen Dienst wieder die 
notwendige Aufmerksamkeit 

gewidmet wird. Die Situation 
im gehobenen technischen 
Dienst bleibt nach wie vor 
schwierig.

Präsident Stein führte zu den 
kontrovers diskutierten organi-
satorischen Nachjustierungen 
aus, dass schon seit der Neu-
gründung des BAAINBw beab-
sichtigt war, etwa ein Jahr 
nach stabilem Betrieb not-
wendige organisatorische An-
passungen umzusetzen. Diese 
werden nun identifiziert und 
realisiert. Im Einklang mit 
Staatssekretärin Dr. Suder sei 
sein Ziel, das BAAINBw in sei-
ner Rolle zu stärken.

Ausgehend von der Bestands-
aufnahme, die zwar von ex-
ternen Beratern verfasst wur-
de, aber inhaltlich wesentlich 
auf der langjährigen Expertise 
der Kolleginnen und Kollegen 
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basiert, wurden viele zu-
kunftsweisende Schritte zu 
mehr Transparenz gemacht. In 
der Presse wurde leider nicht 
das Engagement der Kollegin-
nen und Kollegen im BAAINBw 
und seinen Dienststellen 
 thematisiert, sondern häufig 
polemisiert und problemati-
siert. Dennoch gibt es genü-
gend Anlass, mit Stolz auf das 
gemeinsam Erreichte zu bli-
cken. So erfolgten auf Grund-
lage der Bestandsaufnahme 
viele personelle Verstärkun-
gen, die sonst in der Kürze der 
Zeit kaum möglich gewesen 
wären. Dies müsse in die aktu-
elle, teilweise kritische Lage-

bewertung der Kolleginnen 
und Kollegen stärker einflie-
ßen, betonte der Präsident 
des BAAINBw. 

Große Aufmerksamkeit fin-
det derzeit die geplante Pro-
jektmanagementorganisati-
on (PMO), in der Personal für 
die Realisierung eines Mehr-
zweckkampfschiffs, eines 
taktischen Luftverteidigungs-
systems und einer Drohne 
 zusammengefasst werden 
sollen. Sorgen und Befürch-
tungen wurden laut, dass das 
BAAINBw strukturellen Scha-
den nehmen könnte und das 
Personal in eine „Zweiklas-

sengesellschaft“ gespalten 
wird. Der Bereich IX hat hier-
zu kritisch berichtet. Präsi-
dent Stein warb im Hinblick 
auf die geplante Projektma-
nagementorganisation um 
Zuversicht, dass dortige Ver-
stärkungen und positive Er-
fahrungen mittelfristig auf 
alle Projekte des BAAINBw 
übertragen werden sollen. 
Insofern gibt es keine grund-
sätzliche Strukturverände-
rung des BAAINBw.

Die Unterbringung, sprich In-
frastruktur, ist ebenfalls ein 
Thema, was nahezu alle Amts-
angehörigen über kurz oder 

lang betrifft. Präsident Stein 
gab einen Überblick über Stand 
und Planungen am Standort 
Koblenz-Lahnstein. Es wird 
weiter kräftig investiert und 
modernisiert.

Nach der vorweihnachtlichen 
Aufregung fand das Gespräch 
in einer sachlichen und freund-
lichen Atmosphäre statt, die 
konstruktive Kritik zuließ und 
in der Anregungen aufgenom-
men wurden. Der VBB wird als 
Interessenvertretung für die 
Beamten der Bundeswehr den 
gesamten Themenkomplex 
weiter auf der Agenda behal-
ten. 

Schweigen ist Silber,  
Reden ist Gold!
„Das BAAINBw entwickelt 
sich weiter: Organisatorische 
Nachjustierungen werden 
vorbereitet.“ Diese harmlos 
klingende Meldung sorgte 
für erhebliche Unruhe am 
Rhein und Erstaunen an der 
Spree. Isoliert betrachtet ist 
eine „organisatorische Nach-
justierung“ zunächst nichts 
Schlechtes, ganz im Gegen-
teil. Es sollen damit die zu-
tage getretenen Mängel des 
massiven Umbaus von vor 
drei Jahren abgestellt wer-
den. Allerdings ist die Wahr-
nehmung der Amtsangehöri-
gen in Koblenz vielfach eine 
andere. Da stellt sich die Fra-
ge, warum das so ist.

Hierauf eine Antwort zu 
 finden, ist nicht einfach, 
denn die Einschätzung, dass 
Planung, Rüstung, Politik 
kein Selbstzweck ist, findet 
sich an Rhein und Spree 
gleichermaßen. Ebenso der 
Anspruch, „Output“ gene-
rieren zu wollen für die Bun-
deswehr.

Unterhalb dieser Konsens-
ebene wird es jedoch span-
nend. Einerseits besteht der 
politische Anspruch, nachhal-
tige Veränderungen zu erzeu-
gen. Diese binden erfah-
rungsgemäß erhebliche 
Ressourcen und Zeit, da neue 
Prozesse in der Praxis „zum 
Laufen“ gebracht werden 
müssen, was externe Berater 
gerne mal vergessen. Ande-
rerseits besteht hinsichtlich 
der Ausrüstung der Bundes-
wehr erheblicher Nachholbe-
darf in kurzer Zeit. Verlässli-
che Bedarfsdeckung benötigt 
gleichermaßen Ressourcen 
und eine vernetzte Organisa-
tion. Was ist nun mit den Kol-
leginnen und Kollegen, die 
sich in diesem Spannungsfeld 
bewegen müssen?

Die überwiegende Zahl  
der Amtsangehörigen des 
BAAINBw ist einmal angetre-
ten, unsere Soldatinnen und 
Soldaten bestmöglich auszu-
rüsten. Dies ist seither Be-
rufsethos, trotz Haushaltsnot 

und umständlicher Vorschrif-
tenlage, lange bevor Zielbil-
der und Leitbilder formuliert 
wurden. Mittlerweile jedoch 
fragen sich viele, worin denn 
nun die Kernaufgabe besteht: 
Umorganisieren oder Ausrüs-
ten!

Hierin begründet sich die 
 tiefe und ernste Besorgnis 
vieler Kolleginnen und Kolle-
gen des BAAINBw, wie es 
weitergehen soll. Es bestehen 
erhebliche Zweifel, ob aus der 
Vergangenheit tatsächlich 
gelernt (lessons learned) wur-
de oder ob nicht wieder, hef-
tigem Termindruck geschul-
det, überstürzt und abstrakt 
gehandelt wird (quick and 
dirty). Ergänzend hierzu sei 
die Lektüre der „Sonderbrille 
1/15“ aus dem betroffenen 
VBB-Bereich IX empfohlen, 
die im Internet auf der Seite 
www.vbb-baainbw.de unter 
Publikationen abrufbar ist.

Aus der Entfernung mag 
 diese Reaktion im ersten 

 Moment negativ erscheinen, 
bei näherer Betrachtung ist 
diese durchaus positiv zu 
werten, denn es geht um 
Identifikation der Kolleginnen 
und Kollegen des BAAINBw 
mit ihrer Arbeit und ihrem 
Arbeitsplatz.

Aus unserer Sicht ist ein kon-
tinuierlicher Austausch ange-
raten, denn im Kerngeschäft 
des BAAINBw werden die 
 Belastungen perspektivisch 
eher zunehmen. Die Forde-
rung nach einer stabilen, zu-
kunftsfähigen Struktur, die 
eine Fokussierung der Amts-
angehörigen auf dieses Kern-
geschäft erlaubt, ist durchaus 
legitim.

Als ihre Interessenvertre- 
tung wird der VBB den Dia -
log auf verschiedenen Ebe-
nen führen und sich für die 
berechtigten Interessen der 
Kolleginnen und Kollegen 
 einsetzen. Was meinen Sie? 
Schreiben Sie uns unter:  
anregungen@vbb-bund.de 
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Herausforderung für die Demokratie – 
Politik contra Bürger?
VBB nimmt mit einer Delegation an der 
57. dbb Jahrestagung in Köln teil

Die Frage, die dieses Jahr bei der 
dbb Jahrestagung im Vorder-
grund stand, lautete: Handelt 
die Politik/der Staat für oder 
gegen seine Bürger?  Anhand der 
Flüchtlingsproblematik wurde 

dieses Thema von allen Seiten 
beleuchtet und ausgiebig dis-
kutiert. Da auch die Bundes-
wehr von der Thematik betrof-
fen ist, konnte der Verband der 
Beamten der Bundeswehr e.V. 

(VBB) einmal mehr seine bis dato 
gemachten Erfahrungen in die 
Diskussion mit einbringen und 
hörte den verschiedensten Red-
nern, unter ihnen auch Bun-
desinnenminister Dr. Thomas 
de  Maizière genauestens zu. 

Zum Schluss stimmten alle der 
Auffassung des Zweiten Vorsit-

zenden des dbb, Willi Russ, zu, 
welcher im Interview mit der 
„Rheinischen Post“ äußerte: 
„Um die mit dem Flüchtlings-
strom für den öffentlichen 
Dienst verbundenen Heraus-
forderungen zu meistern, müs-
sen Verwaltungsvorgänge ver-
einfacht und vor allem mehr 
Personal eingestellt werden.“  

Durchlässigkeit der Laufbahngruppen 
bleibt erhalten – Erfolg für den VBB
Am 5. November 2015 hat 
der Verband der Beamten 
der Bundeswehr e.V. (VBB) 
am Beteiligungsgespräch 
mit dem Bundesministeri-
um des Innern (BMI) zur Zu-
kunft des Praxisaufstiegs 
teilgenommen und eindeu-
tig Position zum Erhalt des 
Praxisaufstiegs bezogen – 
siehe hierzu auch unsere Be-
richterstattung über den 
Verlauf des Gesprächs im 
VBB-Magazin, November 
2015, Seite 12. 

Wir begrüßen deshalb, dass nach 
Abschluss der Ressortverhand-
lungen der Praxisaufstieg vom 
mittleren in den gehobenen 
Dienst erhalten bleiben wird. 

Für den VBB war die Durch-
lässigkeit zwischen den Lauf-
bahngruppen immer gelebter 
Leistungsbestandteil einer 
 Verwendung im öffentlichen 
Dienst. Gerade in der größten 
Flächenverwaltung im Bundes-
dienst muss leistungsbereiten 
Kolleginnen und Kollegen die 

Möglichkeit erhalten bleiben, 
sich – angepasst an die familiä-
re und/oder berufliche Situati-
on – für höherwertige Ver-
wendungen qualifizieren zu 
können. 

Die Rahmenbedingungen für 
die aufgrund europäischer 
Rechtsprechung anzupassen-
den Zulassungsvoraussetzun-
gen werden in den Entwurf ei-
ner Dritten Verordnung zur 
Änderung der Bundeslauf-
bahnverordnung einfließen. 

Das erforderliche Beteiligungs-
verfahren soll Anfang des Jah-
res 2016 eingeleitet werden.

Dass gerade der Praxisaufstieg 
für den mittleren Dienst weiter 
ermöglicht werden soll, ist auch 
unserer nachhaltigen Verbands-
politik zu verdanken. Wir wer-
den Sie über den weiteren Ver-
lauf zeitgerecht informieren.

VBB – die Interessenvertretung 
für Beamtinnen und Beamte in 
der Bundeswehr. 
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Ein frommer Wunsch zur 
Nachwuchsgewinnung
Hohe Einstellungsquoten für 
Beamte im Jahr 2016 – diese 
erfreuliche Botschaft war den 
Untiefen des Intranets der 
Bundeswehr zu entnehmen. 
Erfreulich deshalb, weil neue 
Kolleginnen und Kollegen die 
vorhandenen Strukturen stär-
ken und das wertvolle Wissen 
und die vorliegenden Erfahrun-
gen des vorhandenen Perso-
nals nicht verloren gehen. Dies 
ist nicht nur im Sinne der Bun-
desministerin der Verteidi-
gung, sondern ein echter Sil-
berstreif am nicht immer 

heiteren Himmel der Bundes-
wehrverwaltung.

Allerdings macht eine gute 
Quote noch keine sichere Neu-
einstellung. Derzeit werden 
überall auf dem Arbeitsmarkt 
qualifizierte Neueinsteiger, 
Auszubildende, Quereinstei-
ger etc. gesucht und heftig 
umworben. Hinzu kommt, 
dass nicht jeder Bewerber, der 
sich für berufen hält, tatsäch-
lich gerufen werden sollte, 
sprich, es muss eine ausrei-
chende Anzahl an Kandidaten 

pro Stelle vorliegen, wenn die 
Qualität eine echte Rolle spie-
len soll.

Wo steht da der zivile Teil der 
Bundeswehr? Dies kann man 
leicht im Selbstversuch her-
ausfinden, allerdings ist das 
Ergebnis wenig erbaulich, ge-
rade im Vergleich mit Mitbe-
werbern. Es ist gut, wenn sich 
die Bundeswehr selbst für at-
traktiv hält. Besser ist es aber, 
wenn potenzielle Einsteiger 
die Bundeswehr als attraktiv 
empfinden.

Der VBB wünscht sich deshalb 
eine attraktive Nachwuchsge-
winnung mit aktuellen Infor-
mationen und den richtigen 
Schwerpunkten, damit die so 
dringend benötigte Klientel 
angesprochen wird. Auch sollte 
wieder eine ausgewogene 
Werbung zivil/militärisch er-
folgen, denn diese Zielgruppen 
haben unterschiedliche Vor-
stellungen.

Vielleicht wird aus diesem 
frommen Wunsch ein Ge-
schenk für uns alle! 

§ 56 Beamtenversorgungsgesetz  
und § 55 Soldatenversorgungsgesetz – 
Verfahren vor dem BVerfG bislang  
ohne Ergebnis
In 2015 wurde dem Verband 
der Beamten der Bundeswehr 
e.V. (VBB) die Möglichkeit ein-
geräumt, zur Frage, ob § 55b 
Abs. 3 Satz 1 des Soldatenver-
sorgungsgesetzes gegen Arti-
kel 14 Abs. 1 und Art. 3  
Abs. 1 GG verstößt, bzw. zur 
Frage, ob § 56 Abs. 2 des Ge-
setzes über die Versorgung 
der Beamten und Richter des 
Bundes (Beamtenversor-
gungsgesetz – BeamtVG) mit 
Artikel 33 Abs. 5 GG und Arti-
kel 3 Abs. 1 GG vereinbar ist, 
Stellung zu nehmen. In den 
konkreten Fällen geht es dar-
um, dass beim Zusammentref-
fen von Ver sorgungsbezügen 
mit einer Versorgung aus zwi-
schenstaatlicher und über-
staatlicher Verwendung eine 
lebenslange Anrechnung bei 

den Versorgungsbezügen 
statt findet mit der Folge, dass 
die Kolleginnen und Kollegen 
ggf. schlechtergestellt wer-
den, als wenn sie gar nicht ins 
Ausland gegangen wären.

Die Verfahren waren vom 
Zweiten Senat des Bundesver-
fassungsgerichts für Ende 
2015 terminiert worden. Wie 
man jedoch nun der Internet-
seite des Bundesverfassungs-
gerichts entnehmen kann, 
liegt noch kein Ergebnis vor. 
Der VBB hat am 8. Januar 2016 
das Bundesverfassungsgericht 
angeschrieben mit der Bitte, 
uns mitzuteilen, wann mit 
 einer Entscheidung zu rech-
nen ist. Sobald uns die Ant-
wort dazu vorliegt, geben  
wir Bescheid. C
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BPersonalratswahl 2016  
Unser Kandidat für den 
Hauptpersonalrat im Interview 
mit dem vbb magazin
Vier Fragen an den Spitzenkandidaten, Leitender 
Regierungsdirektor Stefan Hucul:

Herr Hucul, warum   

kandidieren Sie?

Ich glaube an die Notwendig-
keit einer starken Personal-
vertretung, um Verbesserun-
gen für die Beschäftigten zu 
erreichen und Belastungen zu 
vermeiden oder zu mindern. 
Die jüngste und wohl umfas-
sendste Neuordnung der 
Bundeswehr aller Zeiten hat 
auch Wunden verursacht, 
fachlich funktionale und bei 
vielen betroffenen Menschen 
auch persönliche. Ich selbst 
kann mich nicht beklagen. Ich 
habe eine interessante Auf-
gabe übernehmen dürfen 
und konnte zudem ortsnah 
gefördert werden. Aber für 
viele Beschäftigte hat sich die 
Arbeitssituation und die Pers-
pektive nicht verbessert oder 
sogar verschlechtert. Die Un-
sicherheit, die selbst im Mi-
nisterium entstanden war, 
und insbesondere der Um-
gang mit den Sorgen der Be-
schäftigten hatten mich sei-
nerzeit dazu bewogen, im 
Personalrat meiner damali-
gen Dienststelle tätig zu wer-
den. Ich würde gerne dazu 
beitragen, dass die Bundes-
wehr überall von ihren Be-
schäftigten als attraktiver 
 Arbeitgeber erlebt wird. 

Das militärische Personal hat 
exklusive Vertretungen wie 
den Gesamtvertrauensper-
sonenausschuss. Der Grund-
satz der Inneren Führung 
wird  gelebt und geschützt. 
Der Wehrbeauftragte, ein 
Beirat und diverse Einrich-
tungen haben die Zufrieden-

heit lediglich eines Teils der 
Belegschaft als Aufgabe. Der 
Hauptpersonalrat ist hinge-
gen die zentrale Vertretung 
aller Beschäftigten. Nur hier 
können neben berechtigten 
Interessen der Uniformier-
ten auch die Interessen des 
Zivilpersonals artikuliert und 
eingebracht werden. Für die 
Idee einer gemeinsamen In-
teressenvertretung kann ich 
mich begeistern. Dass der 
Verband mich angesprochen 
hat und mir zutraut, eine 
starke Stimme der Beschäf-
tigten zu sein, ist mir An-
sporn.

Was sind Ihre wesentlichen 

Zielsetzungen, wo sind Ihre 

Schwerpunkte? Welche The-

men liegen Ihnen besonders 

am Herzen?

Nach der Reform ist vor der 
Reform. Und deshalb gilt es, 
aus den Fehlern der letzten 
Umbrüche zu lernen. Ich 
möchte mich dafür einsetzen, 
dass die Menschen, die in der 
Bundeswehr dienen, bei Pla-
nungen für Veränderungen 
als Ausgangspunkt berück-
sichtigt werden. Es gilt, er-
brachte Leistungen, vor-
handene Fähigkeiten und 
dienstliche Erfahrungen zu 
schätzen und zu wahren, 
statt Planungen auf dem 
Reißbrett zu machen und die-
se den Menschen überzustül-
pen. Aufgaben müssen dort 
zugeordnet werden, wo die 
Bundeswehr bereits Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter 
hat, die diese Aufgaben 
wahrnehmen können.

Bemühungen – auch die 
amtsseitig durchaus vorhan-
denen – für eine bessere Ver-
einbarkeit von Familie und 
Beruf müssen intensiviert 
werden. Einen Schwerpunkt 
bildet dabei die Gestaltung 
der Arbeitszeit und ein deutli-
cher Ausbau der Möglichkei-
ten des ortsunabhängigen 
Arbeitens. 

Soweit bestehende Rahmen-
vereinbarungen mit dem 
Hauptpersonalrat einer bes-
seren Gestaltung des Arbeits-
platzes entgegenstehen kön-
nen, müssen Änderungen 
vorgenommen werden. 

Interne Bürokratie und feh-
lende oder veraltete Arbeits-
mittel belasten leider viele 
Arbeitsplätze der Bundes-
wehr. Hier gilt es, viel zu tun, 
um die Bundeswehr auch für 
die Beschäftigten als moder-
nen Arbeitgeber erlebbar zu 
machen. Auch Vorgesetzte, 
die nach meiner Wahrneh-
mung im Regelfall um das 
Wohlergehen ihrer Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter be-
müht sind, brauchen dabei 
Unterstützung. Von Konsum-
produkten erwarten wir, dass 
sie ergonomisch und intuitiv 
bedienbar sind. Dies muss die 
Leitschnur für die Gestaltung 
der Arbeit in der Bundeswehr 
auf allen Verantwortungs-
ebenen sein. Nach meiner 
Überzeugung müssen des-
halb Regelwerke schlank und 
anwendungsfreundlich sein. 
Und auch dann genügt es 
nicht, die Beschäftigten mit 
einer Regelungssammlung im 
Intranet allein zu lassen.

Ein großes Thema ist und 

bleibt der Binnenarbeits-
markt Bundeswehr. Hier wird 
mein Engagement der Wah-
rung von Chancengerechtig-
keit gehören. Der Gedanke 
eines einheitlichen, status-
übergreifenden Personalkör-
pers ist dem Grunde nach 
nicht zu beanstanden. Dabei 
dürfen status- und laufbahn-
bedingte Besonderheiten und 
Anforderungen nicht aus 
dem Blick geraten. Es muss 
grundsätzlich möglich sein, 
Erfahrungen und Fähigkeiten 
statusübergreifend zu nut-
zen, um die Bundeswehr 
funktionsfähig zu halten. 
Wenn heute in großer Zahl 
Tarifbeschäftigte auf Dienst-
posten für Beamte verwen-
det werden, stellen sich 
selbstverständlich Fragen der 
Verbeamtung und der Nach-
besserung der Personalpla-
nung. Gleiches gilt für An-
gebote an ausscheidende 
Soldatinnen und Soldaten. 
Wichtig bleibt dabei, dass 
Laufbahnanforderungen ein-
gehalten und Standards nicht 
abgesenkt werden. Ferner 
muss kritisch hinterfragt wer-
den, welche Aufgaben, die 
heute militärisch wahrge-
nommen werden, ebenso von 
Zivilpersonal erfüllt werden 
können. Hier müssen auch 
Führungsfunktionen in den 
Blick genommen werden. Ge-
schenke darf es in keine Rich-
tung geben. Eine Bevorzu-
gung mag einen oder wenige 
Menschen kurzfristig glück-
lich machen. Viele andere 
werden dadurch frustriert. 
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Wir brauchen einen Personal-
körper, der Vielfalt zulässt 
und ein Mannschaftsgefühl 
entstehen lässt.

Schließlich gibt es Bereiche, 
die der besonderen Betrach-
tung bedürfen. Die Beispiele 
technischer Dienst und Feu-
erwehren zeigen, dass Attrak-
tivität kein Selbstzweck, son-
dern entscheidend für die 
Handlungsfähigkeit der Bun-
deswehr ist. Und das gilt für 
alle Beschäftigungsbereiche.

Mit Blick auf einen gemein-
samen Einsatz für die Inter-
essen aller Beschäftigten-
gruppen und die sonstige 
militärischer Interessenver-
tretung im Alltag der Bundes-
wehr hielte ich einen zivilen 
Vorsitz im Hauptpersonalrat 
für ein starkes Signal an die 
Ressortleitung und die Be-
schäftigten.

Warum sind Sie geeignet für 

diese verantwortungsvolle 

Aufgabe?

Es werden vielfältige Aufga-
ben sein, denen sich der 
Hauptpersonalrat zu widmen 
und stellen hat. Als Kandidat 
des größten und erfolgreichs-
ten Verbandes für Beamte 
der Bundeswehr möchte ich 
voranstellen, dass ich mich 
als zwar wichtiges, aber eben 
dennoch als Teammitglied in 
der Personalvertretung sehe. 
Als Basis für die Übernahme 
einer Vorstandsfunktion kann 
ich dabei auf das Vertrauen, 
die Stärke und die Unterstüt-
zung des Verbandes bauen, in 
dessen Bundesleitung ich in-
tegriert bin. Darüber hinaus 
geben mir die Willkommens-
signale von Kolleginnen und 
Kollegen, die sich bereits viele 
Jahre engagiert und erfolg-
reich im Hauptpersonalrat für 
die Beschäftigten eingesetzt 
haben, absolutes Vertrauen, 
Teil einer starken Mannschaft 
zu werden.

Für diese Mannschaft will ich 
natürlich eine Verstärkung 
sein. Einzubringen habe ich 

meine langjährige Erfahrung 
als Referent in verschiedenen 
Grundsatzverwendungen im 
Ministerium. Insbesondere 
aus meiner Tätigkeit in den 
Bereichen Besoldung, Organi-
sation sowie Status- und 
Laufbahnrecht und den damit 
verbundenen Gesetzge-
bungsverfahren kenne ich die 
Arbeits- und Funktionsweise 
des Hauses und viele Akteu-
re. Den politischen Bereich 
konnte ich als Referendar bei 
einer damals wie heute regie-
renden Fraktion des Deut-
schen Bundestages und im 
Rahmen einer Vertretung 
auch im Bundesministerium 
der Verteidigung erleben. Die 
Auswirkungen ministerieller 
Entscheidungen auf den 
nachgeordneten Bereich und 
seine Beschäftigten, insbe-
sondere bei Aufgabenverla-
gerungen und -auslagerun-
gen sind mir als Referatsleiter 
im Bundesamt für das Per-
sonalmanagement sehr 
 präsent. Die Personalab-
rechnung, aus der ich nun 
komme, war dabei besonders 
betroffen.

Ich bin Jurist und sehe recht-
liche Grenzen, die es zu res-
pektieren gilt. Bis zu diesen 
Grenzen sollten aber beste-
hende Gestaltungsspielräu-
me zugunsten der Beschäf-
tigten – egal welcher 
Statusgruppe – auch ausge-
schöpft werden. Als früheres 
Mitglied des Personalrats 
beim Bundesministerium der 
Verteidigung und in meinen 
dienstlichen Funktionen habe 
ich schon in der Vergangen-
heit vielfach klar Stellung be-
zogen. Mein persönliches 
Laufbahnziel habe ich den-
noch erreicht. Das gibt mir 
die Freiheit, mich im Sinne 
aller Beschäftigten für attrak-
tive Arbeitsbedingungen in 
der Bundeswehr einzusetzen.

Warum sollen die Wahlbe-

rechtigten zur Wahl gehen?

Die Bundeswehr hat sich 
 verändert. Sie wird sich wei-
ter verändern und sie muss 

das auch tun. Ohne Personal-
vertretung gibt es keine Ver-
tretung des Personals. Der 
Einzelne wird nicht wahrge-
nommen. Sicher werden auch 
bei geringer Wahlbeteiligung 
Personalräte gewählt. Aber 
wer wählt, stärkt seine 
 Vertretung. Wer nicht wählt, 
signalisiert Gleichgültigkeit 
und Resignation, nicht den 
Funktionären, sondern der 
Amtsseite. 

Ich fordere daher alle Beschäf-
tigten auf, zur Wahl zu gehen, 
um ein Signal zu senden. Durch 
die Wahl zeigen Sie der Res-
sortleitung und den Dienst-
stellenleitungen, dass Sie eine 
Beteiligung der Beschäftigten 
einfordern. Ihren Personalräten 
geben Sie Vertrauen und einen 
umso stärkeren Auftrag, sich 
für Sie einzusetzen. Machen 
Sie Druck! Und wählen Sie 
VBB! 

 < Zur Person: 

Stefan Hucul

Leitender Regierungsdirektor im Bundesamt für das Personalma-

nagement der Bundeswehr

Geboren 1965 in Mühldorf am Inn

VBB-Mitglied seit 1995

1985–1987  Soldat auf Zeit in Landshut (Panzertruppe); Reser-

veoffizier

1987–1992  Studium der Rechtswissenschaften in München

1992–1994  Referendariat beim Oberlandesgericht München 

mit Wahlstation bei einer Fraktion des Deutschen 

Bundestages 

Zweite Juristische Staatsprüfung

1995–1996  Rechtsberater und Wehrdisziplinaranwalt bei der 

1. Luftwaffendivision in Karlsruhe 

1996–1998  Rechtslehrer an der Offizierschule der Luftwaffe in 

Fürstenfeldbruck

1998–2013  Referent im Bundesministerium der Verteidigung 

in Bonn 

Verfassungs-/Notstandsrecht (R II 2 alt); Grund-

satz Besoldungsrecht (PSZ III 1 alt); Organisation 

(Org 1); Status- und Laufbahnrecht (R I 1 alt); 

Grundsatz Wehrrecht (R II 1)

2013–2016  Referatsleiter im Bundesamt für das Personal-

management der Bundeswehr 

Zentrale Aufgaben der Personalabrechnung

2016  Leitung der Unterabteilung Bezüge und Heilfür-

sorgeabrechnung im Rahmen einer Projektgliede-

rung des Bundesamtes für das Personalmanage-

ment der Bundeswehr

Sonstiges:  Mitarbeit an einem Kommentar (Walz/Eichen/

Sohm, Soldatengesetz, erscheint 2016 in 3. Auflage) 

Ehem. Mitglied im Personalrat beim Bundesminis-

terium der Verteidigung und Ersatzmitglied im 

Gesamtpersonalrat des Ministeriums (bis 06/2013) 

Mitglied Bereichsvorstand VIII
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